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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Riede (Oeffingen), Frau Stommel 
und Genossen 
- Drucksache 7/4279 - 

betr. Bewertung der Arbeitsleistung der Frau im Haushalt 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 25. No- 
vember 1975 - 3430/11 - 1 - 11 669/75 - die vorgenannte Kleine 
Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung und dem Bundesminister für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den Fällen, in denen 
nach dem Tode seiner unterhaltspflichtigen Mutter ein Kind von 
Dritten unentgeltlich versorgt wird, der zu ersetzende Unter- 
haltsschaden nicht auf der Grundlage der Kosten für eine Ersatz- 
kraft, sondern anhand der üblichen Kosten einer gleichwertigen 
Unterbringung des Kindes in einer fremden Familie geschätzt 
wird? 

Auskünfte von Landesjugendämtern und Jugendämtern haben 
ergeben, daß es übliche Kosten einer gleichwertigen Unter- 
bringung in einer fremden Familie nicht gibt. Die Pflegesätze 
der Jugendämter, die für die Unterbringung von Kindern in 
fremden Familien gelten, enthalten kein Entgelt für die persön- 
lichen Dienste der Pflegeeltern; sie decken nur den Barunterhalt. 
Es gibt daher keine üblichen Kostensätze für die Pflege und 
Erziehung fremder Kinder. 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den Fällen, in denen 
nach dem Tode einer Ehefrau der Witwer Ansprüche wegen 
Unterhaltsausfall geltend macht, die Dienste der Getöteten nicht 
nach den Kosten einer Ersatzkraft, sondern nach den Kosten für 
eine teilbeschäftigte und nach Arbeitsstunden entlohnte Zugeh- 
frau bewertet werden, obwohl eine solche für wenige Stunden 
angestellte Aushilfe eine Hausfrau nicht ersetzen kann und es 
im übrigen vom Zufall abhängt, ob solche Dienste dort, wo sic 
benötigt werden, überhaupt angeboten werden? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den Fällen, in denen 
nach dem Tode einer Ehefrau und Mutter der Witwer und 
heranwachsende Kinder Ansprüche wegen Ausfalls der Getöte- 
ten in der Haushaltsführung und bei ihrer Pflege und Erziehung 
geltend machen, die Dienste der Getöteten nach den Kosten 
einer Wirtschafterin, für deren tarifliche Arbeitszeit von 40 
Stunden pro Woche bewertet werden, obwohl insbesondere ein 
Haushalt mit Kleinkindern nicht von einer Ersatzkraft versorgt 
werden kann, die täglich nur acht Stunden arbeitet und daher 
übers Wochenende und während der Nacht (bei Erkrankung der 
Kinder) nicht zur Verfügung steht? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der Schadensberech- 
nung, soweit diese überhaupt auf der Grundlage von Ersatz- 
kraftkosten durchgeführt wird, die Arbeitszeituntersuchungen 
der Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft (BFA) mit der 

; Begründung verworfen werden, sie seien nicht repräsentativ 

und der BFA mangele es an der erforderlichen statistischen 
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Sachkunde? Teilt die Bundesregierung diese Auffassung, obwohl 
die statistischen Erhebungen zum Teil in Zusammenarbeit mit 
dem Statistischen Bundesamt und der Forschungsgesellschaft für 
Agrarpolitik und Agrarsoziologie mit Haushaltsmitteln durch- 
geführt worden sind, obwohl ferner inzwischen weitere Erhebun- 
gen der BFA und anderer Institutionen vorliegen, die die Er- 
gebnisse der früheren Erhebungen bestätigen und obwohl die 
Bundesregierung das Ergebnis der Erhebungen aus dem Jahre 
1959/1960 zur Grundlage grundsätzlicher Entscheidungen von 
großer finanzieller Tragweite (Grüner Plan) gemacht hat? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, weitere Nach- 
teile des Geschädigten zu verhindern, wenn bei einer Novel- 
lierung der Unterhaltsregelungen des § 1360 BGB die gesetzliche 
Rollenverteilung über den Unterhaltsbeitrag von Ehemann und 
Ehefrau zugunsten einer dispositiven Rollenverteilung aufge- 
geben wird? 

Die Fragen zu 1. bis 4. betreffen die Rechtsprechung des Bun- 
desgerichtshofs, wie sie in verschiedenen Urteilen seit Mitte 
1971 Ausdruck gefunden hat. Der Bundesgerichtshof hat in der 
Tat in einem Fall, in dem ein Kind nach dem Tode seiner unter- 
haltspflichtigen Mutter unentgeltlich von Verwandten versorgt 
wurde, die von dem Schädiger zu ersetzenden persönlichen 
Unterhaltsleistungen nicht nach den Kosten einer Ersatzkraft, 
sondern nach dem üblichen Aufwand für eine gleichwertige 
Unterbringung in einer fremden Familie geschätzt (BGH, NJW 

1971, 2069). In anderen Urteilen hat der Bundesgerichtshof Män- 
nern, deren Frauen durch einen Verkehrsunfall ums Leben ge- 
kommen waren, nicht den für eine vollbeschäftigte Kraft erfor- 
derlichen Betrag zugesprochen, sondern nur denjenigen Betrag, 
der in den mutmaßlich anfallenden Arbeitsstunden für eine 
Haushaltshilfe gezahlt werden müßte (BGH, NJW 1971, 2066; 

1972, 1130; VersR 1974, 32). Ferner hat der Bundesgerichtshof 
bei der Bewertung der persönlichen Unterhaltsleistungen einer 
Hausfrau und Mutter Tarif gehälter mit tariflicher Arbeitszeit 
zum Vergleich herangezogen (BGH, VersR 1972, 1130; NJW 
1972, 948; 1973, 84) und es abgelehnt, bei der Schätzung der 
gedachten Kosten einer Ersatzkraft mit Rücksicht auf die am 
Abend und am Wochenende anfallenden Haushaltsarbeiten 
Überstundenzuschläge in Ansatz zu bringen (BGH, FamRZ 1971, 
566). Es trifft auch zu, daß der Bundesgerichtshof Vorbehalte 
gegenüber den Arbeitszeituntersuchungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Hauswirtschaft geäußert hat (BGH, NJW 
1971, 2066; VersR 1973, 940). 

Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, zu der 
hier angesprochenen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
- sei es billigend oder kritisch - Stellung zu nehmen, da die 
Gerichte nach unserer verfassungsmäßigen Ordnung unabhän- 
gig sind. Es darf jedoch auf folgendes hingewiesen werden: 

Der Bundesgerichtshof ist stets, auch in den hier in Rede stehen- 
den Entscheidungen, davon ausgegangen, daß dem Witwer und 
den Kindern nach dem von einem haftpflichtigen Dritten ver- 
ursachten Tod der Hausfrau und Mutter ein Anspruch auf vol- 
len Ersatz der ihnen entgehenden persönlichen Unterhaltslei- 
stungen zusteht. Das Gericht hat immer wieder ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß Witwer und Kinder in den Stand zu 
setzen seien, sich gleichwertige Unterhalts- und Betreuungs- 
dienste zu verschaffen, ohne sich Einschränkungen aufzuerlegen 
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oder die Mildtätigkeit Dritter in Anspruch zu nehmen (BGH, 
NJW 1971, 2066; VersR 1972,-948; 1973, 84). Damit wird klar, 
daß die abstrakte Rechtslage den Interessen der Hinterbliebe- 
nen in jeder Weise genügt. Die Schwierigkeiten liegen allein 
in der tatrichterlichen Bewertung des konkreten Unterhalts- 
schadens, der ggf. dem Witwer und den Kindern entsteht. Inso- 
weit lassen die hier interessierenden Entscheidungen erkennen, 
daß die Rechtsprechung bemüht ist, den besonderen Umständen 
des Einzelfalles Rechnung zu tragen. Die hierbei angestellten 
Einzelerwägungen dürfen nicht losgelöst von dem Gesamtzu- 
sammenhang betrachtet werden. So hat der Bundesgerichtshof 
etwa bei der Versorgung eines Kindes durch Verwandte auf die 
üblichen Kosten der Unterbringung in einer fremden Familie 
nur als Anhaltspunkt für die Schätzung des Unterhaltsschadens 
des Kindes zurückgegriffen. Es trifft freilich zu, daß es keine 
üblichen Kostensätze für die Versorgung und Betreuung eines 
fremden Kindes in einer sogenannten Pflegefamilie gibt. Gleich- 
wohl mag es jedoch von Nutzen sein, sich im Rahmen einer 
Schadensschätzung ein Bild von den Kosten zu machen, die bei 
Unterbringung in einer geeigneten fremden Familie aufzuwen- 
den wären. Im allgemeinen hat sich der Bundesgerichtshof aber 
auch durchaus für eine Orientierung an Kosten für eine ver- 
gleichbare Ersatzkraft ausgesprochen (BGH, VersR 1970, 41; 
1972, 948; 1973, 84; 1973, 939; NJW 1971, 2066; 1972, 1130). 
Dabei hat er für einen kleinen (kinderlosen) Haushalt eher 
auf eine Haushaltshilfe (BGH, NJW 1971, 2066) und bei einem 
größeren Haushalt (mit Kindern) auf eine Hauswirtschaftslei- 
terin bzw. selbständig arbeitende Hauswirtschafterin abgestellt 
(BGH, VersR 1972, 948; 1973, 84; NJW 1972, 1130). Er hat aller- 
dings auch in den Kosten einer Ersatzkraft nur einen Anhalts- 
punkt für die Bewertung der persönlichen Unterhaltsleistung 
einer Hausfrau und Mutter erblickt und von Fall zu Fall ge- 
wisse Modifizierungen vorgenommen. So hat er bei Frauen, 
die ihrerseits ganz oder teilweise berufstätig waren, Abzüge 
mit der Begründung gemacht, daß die Frau in einem solchen 
Falle nicht verpflichtet gewesen sei, den Haushalt und die Kin- 
der allein zu versorgen; vielmehr habe ihr der Mann dann 
einen Teil der Haushalts- und Betreuungspflichten abzunehmen; 
infolgedessen könne, wenn die Frau ausfalle, der Ausgleich 
nicht so bemessen werden, als ob die Frau die betreffenden 
Arbeiten allein zu verrichten gehabt habe (BGH, VersR 1972, 
948; 1973, 939; NJW 1971, 2066; 1971, 1983). Der Bundesgerichts- 
hof hat auch dann nicht das volle Entgelt für eine Ersatzkraft 
zugesprochen, wenn er - etwa in einem kleinen kinderlosen 
Haushalt - nach der Art und Größe des Haushalts eine ganz- 
tägige Kraft nicht für erforderlich hielt (BGH, NJW 1972, 1130; 
Urteil vom 10. Juli 1973 - VI ZR 140 - 72 -; VersR 1973, 939; 
1974, 32). Schließlich hat der Bundesgerichtshof auch Bedenken 
gehabt, die in den Arbeitszeituntersuchungen der Bundesfor- 
schungsanstalt für Hauswirtschaft ermittelten Arbeitszeiten der 
Hausfrau insgesamt als stundenlohnmäßig vergütungsbedürftig 
anzuerkennen. Er hat in diesem Zusammenhang - was sich die 
Bundesregierung nicht zu eigen macht - auch die Verläßlichkeit 
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dieser Untersuchungen bezweifelt. Das war jedoch in den be- 
treffenden Fällen für die Urteilsfindung nicht entscheidend. Ent- 
scheidend war vielmehr, daß es der Bundesgerichtshof generell 
nicht für richtig hielt, die normale Arbeitszeit einer Hausfrau 
ohne weiteres mit der Stundenzahl gleichzusetzen, die im Scha- 
densersatzfalle für die Vergütung einer Ersatzkraft zu veran- 
schlagen ist. Der Bundesgerichtshof hat sich vor einer solchen 
Gleichsetzung u. a. deshalb gescheut, weil statistisch belegt sei, 
daß eine berufstätige Frau, sofern sie außerdem den Haushalt 
führt, hierzu infolge strafferer Organisation weniger Zeit be- 
nötige als eine Frau, die sich nur dem Haushalt widmet (BGH, 
NJW 1971, 2066; VersR 1973, 940). 

Es ist zuzugeben, daß man zu den vorstehend wiedergegebenen 
einzelnen Erwägungen des Bundesgerichtshofs verschiedener 
Ansicht sein mag. Man wird aber auch darin übereinstimmen 
können, daß die richtige und interessengerechte Bewertung der 
persönlichen Unterhaltsleistungen einer ausfallenden Hausfrau 
und Mutter nicht einfach ist und von den verschiedenartigen 
Umständen des jeweiligen Einzelfalles abhängt. Es handelt sich 
letztlich um eine Frage, die sich einer genaueren gesetzlichen 
Regelung entzieht und daher im Rahmen der durch Gesetz 
(§ 287 ZPO) gezogenen Grenzen dem pflichtgemäßen Ermessen 
der unabhängigen Gerichte überlassen bleiben muß. Die Bun- 
desregierung ist überzeugt, daß Rechtsprechung und Rechts- 
wissenschaft der Problematik ohne Eingriff des Gesetzgebers 
gerecht zu werden vermögen. Sie wird unter diesem Gesichts- 
punkt die weitere Rechtsentwicklung aufmerksam verfolgen. 

Soweit mit der Frage 5 weitere Nachteile der durch den Tod 
der Hausfrau und Mutter geschädigten Witwer und Kinder 
durch die beabsichtigte Neuregelung des Familienrechts be- 
fürchtet werden, darf auf folgendes hingewiesen werden: 

In dem Entwurf eines Ersten Eherechtsreformgesetzes (Druck- 
sache 7/650) ist der Wegfall des gesetzlichen Leitbildes der 
Hausfrauenehe vorgesehen (§ 1356 BGB-E). An seine Stelle 
soll die freie Vereinbarung der Eheleute treten, wer von ihnen 
erwerbstätig sein und wer den Haushalt führen soll. Im § 1360 
Satz 2 BGB-E soll es heißen: 

„Ist einem Ehegatten die Haushaltsführung überlassen, so 
erfüllt er seine Verpflichtung, durch Arbeit zum Unterhalt • 
der Familie beizutragen, in der Regel durch die Führung 
des Haushalts.“ 

Hieraus ergibt sich, daß die Haushaltsführung als ein Beitrag 
zum Familienunterhalt bewertet wird, der der Erwerbstätigkeit 
gleichsteht. Insofern bleibt der geltende Rechtszustand erhalten. 
Infolgedessen werden sich aus der Gesetzesänderung für die 
Bewertung der Haushaltsführung im Schadensersatzfalle keine 
Schwierigkeiten ergeben. Derjenige, der nicht den Haushalt 
versorgt, erhält Schadensersatz, wenn der den Haushalt ver- 
sorgende Teil durch einen haftpflichtigen Dritten zu Tode 
kommt. Dabei wird, wenn die zitierte Regelung Gesetz wird, 
davon auszugehen sein, daß die Aufgabenverteilung, wie sie 
zwischen den Eheleuten abgesprochen war, fortgedauert hätte. 
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